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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von Vorschriften der Kostenordnung 
über den Geschäftswert 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Die Kostenordnung vom 26. Juli 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 861, 960), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Kostengesetzen an das 
Umsatzsteuergesetz vom 29. Mai 1967 (vom 20. De- 
zember 1967 — Bundesgesetzbl. I S. 1246 — ), wird 
wie folgt geändert; 

1. § 19 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 
Sachen 

(1) Der Wert einer Sache ist der gemeine Wert. 
Er wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr nach der Beschaffenheit 
der Sache unter Berücksichtigung aller den Preis 
beeinflussenden Umstände bei einer Veräußerung 
zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder nur per- 
sönliche Verhältnisse bleiben außer Betracht. 

(2) Bei der Bewertung von Grundbesitz ist der 
letzte Einheitswert maßgebend, der zur Zeit der 
Fälligkeit der Gebühr bereits festgestellt ist, so- 
fern sich nicht aus dem Inhalt des Geschäfts, den 
Angaben der Beteiligten, Grundstücksbelastun- 
gen, amtlich bekannten oder aus den Grundakten 
ersichtlichen Tatsachen oder Vergleichswerten 
oder aus sonstigen ausreichenden Anhaltspunk- 
ten ein höherer Wert ergibt; jedoch soll von einer 
Beweisaufnahme zur Feststellung eines höheren 
Wertes abgesehen werden. Wird der Einheits- 
wert nicht nachgewiesen, so ist das Finanzamt 
um Auskunft über die Höhe des Einheitswerts zu 
ersuchen. Ist der Einheitswert noch nicht festge- 
stellt, so ist dieser vorläufig zu schätzen; die 
Schätzung ist nach der ersten Feststellung des 
Einheitswerts zu berichtigen; die Angelegenheit 
ist erst mit der Feststellung des Einheitswerts 
endgültig erledigt (§ 15). 

(3) Ist der Einheitswert maßgebend, weicht 
aber der Gegenstand des gebührenpflichtigen 
Geschäfts vom Gegenstand der Einheitsbewer- 
tung wesentlich ab oder hat sich der Wert in- 
folge bestimmter Umstände, die nach dem Fest- 
stellungszeitpunkt des Einheitswerts eingetreten 
sind, wesentlich verändert, so ermittelt das Ge- 
richt auf der Grundlage des Einheitswerts den 
Geschäftswert selbständig nach freiem Ermes- 
sen." 


2. ln § 21 wird in Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 

jeweils der Hinweis „(§ 19 Abs. 1)" durch den 

Hinweis „(§ 19 Abs. 2)'' ersetzt 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der Geschäftswert richtet sich nach 
dem Wert des Betriebsvermögens. Bei der 
Bewertung des Betriebsvermögens ist der 
letzte Einheitswert maßgebend, der zur Zeit 
der Fälligkeit der Gebühr bereits festgestellt 
ist. Ergeben sich ausreichende Anhaltspunkte 
dafür, daß dem zu dem Betriebsvermögen ge- 
hörenden Grundbesitz ein höherer als der 
Wert zukommt, mit dem er zur Einheitsbewer- 
tung angesetzt ist, so ist der Unterschiedsbe- 
trag dem Einheitswert hinzuzurechnen; § 19 
ist entsprechend anzuwenden. Eine Beteili- 
gung an einer inländischen Kapitalgesell- 
schaft, die bei der Einheitsbewertung nach 
§ 102 des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1861) nicht mitgerechnet 
worden ist, wird mit dem ihr nach § 11 des 
Bewertungsgesetzes beizulegenden Wert zum 
Einheitswert hinzugerechnet." 

b) Im Absatz 3 wird in Satz 1 das Wort „Ein- 
heitswert" durch das Wort „Wert", in Satz 2 
jeweils das Wort „Einheitswerte" durch das 
Wort „Betriebsvermögenswerte" ersetzt. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Finanzamt kann um Auskunft über die 
Hohe des Einheitswertes und um Erteilung 
einer Abschrift des Einheitswertbescheides 
ersucht werden." 

d) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Betrifft die Anmeldung oder Eintragung eine 
Zweigniederlassung, so ist der Geschäftswert 
unter Berücksichtigung der Bedeutung und 
des Betriebskapitals der Zweigniederlassung 
nach billigem Ermessen niedriger festzuset- 
zen als bei einer gleichen Anmeldung oder 
Eintragung, die das Unternehmen als Ganzes 
betrifft." 

e) Absatz 9 wird wie folgt gefaßt: 

„(9) Bei der Anmeldung oder Eintragung 
einer Kommanditgesellschaft bestimmt sich 
der Geschäftswert nach Absatz 3; er kann nach 
billigem Ermessen eine bis drei Stufen höher 
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angenommen werden. Ist die einzutragende 
Einlage des Kommanditisten höher als der 
nach Satz 1 bestimmte Wert, so richtet sich 
der Wert nach der Einlage. Ist ein Komman- 
ditist als Nachfolger eines anderen in das 
Register einzutragen, so bestimmt sich der 
Geschäftswert für die Anmeldung oder Ein- 
tragung nach der einfachen Kommanditein- 
lage. Das gleiche gilt, wenn ein bisher per- 
sönlich haftender Gesellschafter als Komman- 
ditist oder ein bisheriger Kommanditist als 
persönlich haftender Gesellschafter einzutra- 
gen ist. 11 

4. Nach § 31 wird folgender § 31 a eingefügt: 

„ 31 a 

Auskunftspflicht des Notars 

Ein Notar, der in einer Angelegenheit der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit einen Antrag bei Ge- 
richt, insbesondere beim Grundbuchamt, Register- 
gericht oder Nachlaßgericht, einreicht, hat Um- 
stände und Anhaltspunkte, die bei seiner Kosten- 
berechnung zu einem Abweichen des Geschäfts- 
wertes oder des Betriebsvermögenswertes vom 
Einheitswert geführt haben, dem Gericht mitzu- 
teilen. Die gleichen Auskünfte hat auf Ersuchen 
der Notar zu erteilen, der Erklärungen beurkun- 
det oder beglaubigt hat, die in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit von anderer Seite 
beim Gericht eingereicht worden sind." 


5. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Nur die volle Gebühr wird erhoben, wenn 
sich der Geschäftswert nach der Einlage eines 
Kommanditisten richtet. Für die Eintragung 
einer Kommanditgesellschaft wird jedoch 
mindestens das Doppelte der vollen Gebühr 
erhoben, die sich aus dem nach § 26 Abs. 9 
Satz 1 bestimmten Wert ergibt." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die in Absatz 1 Satz 4 bestimmte Gebühr für 
die Eintragung eines Kommanditisten als 
Nachfolger eines anderen, eines bisher persön- 
lich haftenden Gesellschafters als Kommandi- 
tisten oder eines bisherigen Kommanditisten 
als persönlich haftenden Gesellschafter darf 
den Betrag von 1200 Deutsche Mark nicht 
übersteigen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

I 

Die Gebühren der Kostenordnung werden nach dem 
Geschäftswert berechnet. Der Geschäftswert be- 
stimmt sich gemäß §§19 und 26 KostO vielfach nach 
dem für die Besteuerung maßgebenden Einheitswert 
des Grundstücks oder des Betriebsvermögens, das 
Gegenstand des Geschäftes ist. Dies hat den Vorteil, 
daß Streitigkeiten über die Höhe des Geschäftswer- 
tes weitgehend vermieden werden, weil der Ein- 
heitswert aus steuerlichen Gründen regelmäßig fest- 
gestellt und vom Finanzamt leicht zu erfahren ist. 
Jedoch darf die Bestimmung des Geschäftswertes 
nach dem Einheitswert nicht dazu führen, daß der 
Gebührenberechnung ein Geschäftswert zugrunde 
gelegt wird, der von dem wahren Wert des Ge- 
schäftsgegenstandes grob abweicht. Es ist das Ziel 
des vorliegenden Gesetzentwurfs, den Geschäftswert 
der Kostenordnung stärker dem wirklichen Wert 
des Geschäftsgegenstandes anzunähern, insbeson- 
dere Verzerrungen des Geschäftswertes, die durch 
zu niedrige Einheitswerte entstehen, zu beseitigen, 

II 

Nach dem geltenden § 19 Abs. 1 KostO sind Grund- 
stücke nach dem letzten Einheitswert zu bewerten, 
sofern sich aus dem Inhalt des Geschäfts nicht genü- 
gend Anhaltspunkte für einen höheren Wert erge- 
ben. 

Den Einheitswert als Grundlage für die Bewertung 
von Grundbesitz bei der Berechnung von Beurkun- 
dungsgebühren hat die Kostenordnung vom 25. 
November 1935 — Reichsgesetzbl. I S. 1371 — ein- 
geführt (§ 18 Abs. 1 Satz 1 KostO). Das stellte gegen- 
über dem früheren Rechtszustand, wonach von dem 
gemeinen Wert auszugehen war, eine Erleichterung 
dar. Die bis dahin gegen die Einführung des Ein- 
heitswertes erhobenen Bedenken, die Einheitswerte 
blieben vielfach — insbesondere für den landwirt- 
schaftlichen Grundbesitz — weit hinter dem gemei- 
nen Wert zurück, hatten dadurch an Gewicht verlo- 
ren, daß auf den 1. Januar 1935 eine neue Haupt- 
feststellung der Einheitswerte stattgefunden hatte 
(Jonas/Melsheimer/Hornig/Stemmler, Reichskosten- 
ordnung, 1. Auflage, 1936, Anmerkung I zu § 18). 
Die Frage, ob der Einheitswert als Grundlage für 
das Kostenrecht beibehalten werden kann, ist in der 
Nachkriegszeit wiederholt erörtert worden. Aus der 
Begründung zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor- 
schriften (BT-Drucksache der 2. Wahlperiode 2545 
S. 176) ergibt sich, daß die Bundesregierung damals 
in Übereinstimmung mit der Mehrheit der Landes- 
justizverwaltungen grundsätzlich daran festgehalten 
hat, der Bewertung von Grundbesitz den Einheits- 


wert zugrunde zu legen. Eine Ablösung des Einheits- 
wertes etwa durch den Verkehrswert (gemeinen 
Wert) würde, so ist weiter ausgeführt, bei der Un- 
sicherheit einer solchen Bewertungsgrundlage zahl- 
reiche Gebührenstreitigkeiten zur Folge haben müs- 
sen; es wäre zu befürchten, daß die für die Schätzung 
im Einzelfall aufzuwendenden Kosten das Gebühren- 
aufkommen erheblich mindern würden. Weiter ist 
darauf hingewiesen worden, daß sich der Einheits- 
wert auf die Gebührenberechnung nicht auswirke, 
wenn — wie z. B. bei Kaufverträgen — die Gebühren 
nach einer in Geld ausgedrückten Gegenleistung zu 
berechnen seien. Schließlich ist ein Abgehen vom 
Einheitswert im damaligen Zeitpunkt deswegen als 
nicht zweckmäßig bezeichnet worden, weil eine neue 
Feststellung der Einheitswerte in Vorbereitung war 
und daher damit gerechnet werden konnte, daß in 
absehbarer Zeit die Einheitswerte den wahren Wert- 
verhältnissen wieder nahekommen würden. Um je- 
doch grobe Unbilligkeiten zu vermeiden, wurde in 
dem Gesetzentwurf ausdrücklich ein Abweichen vom 
Einheitswert unter der Voraussetzung vorgesehen, 
daß sich aus dem Inhalt des Geschäfts genügend An- 
haltspunkte für einen höheren Wert als den Einheits- 
wert ergeben (Änderung des § 18 Abs. 1 Satz 1 
KostO). 

Die in dem damaligen Entwurf vorgesehene Ände- 
rung des § 18 Abs. 1 Satz 1 KostO ist als § 19 Abs. 1 
Satz 1 in das Gesetz eingegangen (Artikel II Nr. 12 
Buchstabe a des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung kostenrechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 
— Bundesgesetzbl. I S. 861 — ; § 19 Abs. 1 Satz 1 
KostO i. d. F. der Anlage 2 zu Artikel XI § 7 des vor- 
genannten Änderungsgesetzes). 

Die Neufassung des § 19 Abs. 1 Satz 1 KostO war 
Gegenstand einer Vielzahl von gerichtlichen Ent- 
scheidungen. Die Gerichte haben jedoch von der 
Möglichkeit, einen höheren Wert als den Einheits- 
wert zugrunde zu legen, nur in einem engen Rahmen 
Gebrauch gemacht. Eine Wertangabe, die ohne Zu- 
sammenhang mit dem zu beurkundenden Geschäft, 
etwa nur zur Wertberechnung, erfolgt, wird im all- 
gemeinen nicht berücksichtigt (OLG Frankfurt, 
Rpfleger 1959, 361; OLG Hamm, Rpfleger 1964, 152). 
Insbesondere wurde ein Abweichen vom Einheits- 
wert mit der Begründung, die allgemeinen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse hätten sich geändert, von 
den Gerichten durchweg abgelehnt (BayObLGZ 1953, 
18; OLG Hamm, Rpfleger 1961, 259; OLG Frankfurt, 
DNotZ 1960, 608; OLG Schleswig, Rpfleger 1962, 
395). Im ganzen hat § 19 Abs. 1 Satz 1 KostO den Er- 
wartungen des Gesetzgebers in der Praxis nicht voll 
entsprochen. 

Hinzu kommt, daß seit 1957 die Grundstückspreise 
weiter gestiegen sind und der Verkehrswert sich 
damit weiter vom Einheitswert entfernt hat. Die auf 
den 1. Januar 1935 festgestellten Einheitswerte ent- 
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sprechen nicht nur in ihrer absoluten Höhe, sondern 
auch in ihrem Verhältnis untereinander nicht mehr 
den heutigen Verkehrswerten der Grundstücke. 

Eine neue Hauptfeststellung der Einheitswerte auf 
den 1. Januar 1964 sieht erst das Gesetz zur Ände- 
rung des Bewertungsgesetzes vom 13. August 1965 
— Bundesgesetzbl. I S. 851 — vor (Artikel 2 Abs. 1 
des Gesetzes). Die neue Bewertung wird jedoch vor- 
aussichtlich erst in einigen Jahren abgeschlossen 
werden können. Der Zeitpunkt, von dem an die 
neuen Einheitswerte beim Ansatz von Gerichtsko- 
sten zugrunde zu legen sind, ist einer besonderen 
gesetzlichen Regelung Vorbehalten (Artikel 4 Abs. 1 
des BewÄndG). 

Durch die in Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfes vorge- 
sehene Änderung des § 19 KostO sollen in weiterem 
Umfange als bisher Anhaltspunkte für einen über 
den Einheitswert hinausgehenden Wert des Grund- 
stückes berücksichtigt werden. 


III 

Bei Anmeldungen zum Handesregister und bei Ein- 
tragungen in das Handelsregister richtet sich der 
Geschäftswert, sofern nicht ein bestimmter Geldwert 
einzutragen ist, nach dem Einheitswert des Betriebs- 
vermögens (§ 26 KostO). An diesem bewährten 
Grundsatz hält auch der Entwurf fest. Der Einheits- 
wert kann jedoch dadurch den wahren Wert des Be- 
triebsvermögens erheblich unterschreiten, daß der 
Grundbesitz des Unternehmens nach § 99 des Be- 
wertungsgesetzes (BewG) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1861) mit den Grundstückseinheitswerten 
bewertet wird. Außerdem werden Schachtelbeteili- 
gungen, die mindestens ein Viertel des fremden 
Grund- oder Stammkapitals ausmachen, nach § 102 
BewG nicht zum Betriebsvermögen gerechnet. Arti- 
kel 1 Nr. 3 Buchst, a des Entwurfs sieht deshalb eine 
Ergänzung des § 26 Abs. 2 KostO vor, wonach der 
zum Betriebsvermögen gehörende Grundbesitz, so- 
weit ausreichende Anhaltspunkte vorhanden sind, 
in erster Linie nach dem gemeinen Wert zu bewer- 
ten und die Schachtelbeteiligungen zum Einheitswert 
hinzuzurechnen sind. 

Durch die Änderungen in § 26 Abs. 8 und 9 (Artikel 
1 Nr. 3 Buchstaben d, e des Entwurfs) und in § 79 
Abs. 1 und 2 (Artikel 1 Nr. 5) werden verschiedene 
in der Rechtsprechung und Literatur bisher streitige 
Fragen zum Geschäftswert und zur Gebührenhöhe 
für Eintragungen, die Kommanditgesellschaften und 
Zweigniederlassungen betreffen, klargestellt. 


IV 

Die Durchführung des vorgeschlagenen Gesetzes 
wird weder dem Bund noch den Ländern Kosten in 
nennenswertem Umfange verursachen. Dagegen 
wird sich das Gebührenaufkommen der Landes- 
justizverwaltungen erhöhen. 

Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen des Gesetzes 
sind nicht zu erwarten. Durch die Änderung des § 19 


KostO werden zwar die Grundbuch- und Beurkun- 
dungskosten für Grundstücksgeschäfte, bei denen 
kein Kaufpreis vereinbart wird, in manchen Fällen 
steigen. Damit wird aber eine ungerechtfertigte Pri- 
vilegierung dieser verhältnismäßig kleinen Gruppe 
von Grundstücksgeschäften beseitigt. Die große 
Masse der Grundstücksgeschäfte, bei der eine Ko- 
stenerhöhung gesamtwirtschaftlich ins Gewicht fal- 
len könnte, sind jedoch Kaufverträge, bei denen sich 
der Geschäftswert nicht nach § 19 KostO, sondern 
nach § 20 KostO richtet. 

Auch die Änderung des § 26 Abs. 2 KostO führt nur 
bei einer kleinen, bisher ungerechtfertigt bevor- 
zugten Gruppe von Firmen zur Erhöhung der Ge- 
richts- und Notarkosten. Gesamtwirtschaftliche Aus- 
wirkungen sind auch insoweit nicht zu erwarten. 


V 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für den 
vorliegenden Gesetzentwurf ergibt sich aus Artikel 
74 Nr. 1 i. V. m. Artikel 72 des Grundgesetzes. Die 
Zustimmung des Bundesrates zu den Vorschriften 
des Entwurfes ist nicht erforderlich. 


Die Bestimmungen im einzelnen 
Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Durch die Änderung des § 19 KostO soll bei der Be- 
wertung von Grundbesitz der Verkehrs wei l des 
Grundstücks zugrunde gelegt werden, soweit dies 
ohne unwirtschaftlichen Aufwand und unvertretbare 
Verzögerungen möglich ist. 

Absatz 1 enthält die Bestimmung des geltenden Ab- 
satzes 2, die an den Anfang des § 19 genommen ist, 
um damit klarzustellen, daß sie auch für die Bewer- 
tung von Grundbesitz gilt, soweit nicht nach den 
Absätzen 2 und 3 der Einheitswert maßgebend ist. 

Nach Absatz 2 Satz 1 erster Halbsatz soll bei der 
Bewertung von Grundbesitz der Einheitswert maß- 
gebend sein, der zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr 
bereits festgestellt ist. Damit ist klargestellt, daß ein 
Einheitswert, der erst nach Eintritt der Fälligkeit der 
Gebühr neu festgestellt wird, für den Geschäftswert 
selbst dann außer Betracht bleibt, wenn er rückwir- 
kend für die Zeit der Fälligkeit festgestellt wird. 
Diese Regelung, die der in § 26 Abs. 2 Satz 2 (Num- 
mer 3 Buchstabe a des Entwurfs) entspricht, erleich- 
tert eine rasche Kostenabrechnung. Insbesondere 
werden dadurch spätere Berichtigungen der Kosten- 
rechnung weitgehend vermieden. Die neuen Haupt- 
feststellungen auf den 1. Januar 1964 (Artikel 2 
Abs. 1 BewÄndG) sind zunächst nicht zu berücksich- 
tigen, weil der Zeitpunkt, von dem an die nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1861) festgestellten Einheitswerte 
beim Ansatz von Kosten nach der Kostenordnung 
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zugrunde gelegt werden, nach Artikel 4 Abs. 1 Bew- 
ÄndG durch besonderes Gesetz bestimmt wird. 

Der Einheitswert soll bei der Bewertung von Grund- 
besitz jedoch nur maßgebend sein, wenn sich keine 
ausreichenden Anhaltspunkte für einen höheren 
Wert ergeben. Dies bedeutet, daß die Bestimmung 
des Geschäftswertes nach dem Einheitswert gegen- 
über dem geltenden Recht erheblich zurückgedrängt 
wird; denn während nach geltenden Recht eine Ab- 
weichung vom Einheitswert nur zulässig ist, wenn 
sich „aus dem Inhalt des Geschäftes" genügend An- 
haltspunkte für einen höheren Wert ergeben, soll 
nach dem Entwurf jeder Anhaltspunkt verwertet 
werden können. Die vorhandenen Indizien sollen be- 
nutzt werden, um dem gemeinen Wert möglichst 
nahe zu kommen. Ergeben die vorhandenen Anhalts- 
punkte, daß der gemeine Wert höher ist als der Ein- 
heitswert, so ist der Wert zugrunde zu legen, der 
nach den zulässigen Feststellungen mindestens er- 
reicht wird. Der gemeine Wert darf jedoch auf kei- 
nen Fall überschritten werden. Die Aufzählung der 
Anhaltspunkte, aus denen sich ein höherer Wert er- 
geben kann, ist nur beispielhaft. Erforderlich ist je- 
doch, daß die Anhaltspunkte bereits vorhanden sind 
und nicht erst zur Bestimmung des Geschäftswertes, 
etwa durch Einholung eines Schätzgutachtens, ge- 
schaffen werden. 

Nach dem zweiten Halbsatz soll daher von einer Be- 
weisaufnahme zur Feststellung eines höheren Wer- 
tes abgesehen werden. Dies gilt auch für die gericht- 
liche Festsetzung des Geschäftswertes nach § 31 
KostO. Eine Beweisaufnahme wird sich in der Regel 
auch dann erübrigen, wenn sich ein Kostenschuldner 
gegen die Festsetzung eines höheren Wertes als des 
Einheitswertes zur Wehr setzt; denn wenn Zweifel 
daran bestehen, ob bestimmte Anhaltspunkte einen 
höheren Wert ergeben, oder aus einem sonstigen 
Grund eine Beweisaufnahme erforderlich wäre, soll 
der Einheitswert maßgebend sein. Die Beiziehung 
von Akten, die Einsicht ins Grundbuch oder die An- 
hörung der Beteiligten ist dadurch jedoch nicht aus- 
geschlossen. Das Verbot einer Beweisaufnahme gilt 
nicht für die in Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 ge- 
regelten Fälle. 

Die Sätze 2 und 3 entsprechen dem geltenden Ab- 
satz 1 Sätze 3 und 4. 

Absatz 3 übernimmt inhaltlich unverändert die Rege- 
lung des geltenden Absatzes 1 Satz 2. Die Fassung 
des Entwurfs setzt voraus, daß der Einheitswert nach 
Absatz 2 Satz 1 maßgebend ist. Sind ausreichende 
Anhaltspunkte für einen höheren Wert vorhanden, 
so ist der Geschäftswert unmittelbar danach zu be- 
rechnen, ohne daß ihm der Einheitswert in der in 
Absatz 3 bestimmten Weise zugrunde zu legen ist. 
Sind aber keine ausreichenden Anhaltspunkte für 
einen höheren Wert vorhanden, so soll vom Ein- 
heitswert ausgegangen werden, weil dadurch der 
Richter häufig in der Lage sein wird, auch in den 
Fällen des Absatzes 3 ohne Beweisaufnahme einen 
angemessenen Geschäftswert festzustellen. 

Zu Nummer 2 

Die Anderungsvorschrift. enthält nur eine redak- 
tionelle Anpassung. 


Zu Nummer 3 Buchstabe a 

Während sich nach geltendem Recht der Geschäfts- 
wert ausschließlich nach dem Einheitswert des Be- 
triebsvermögens richtet, sollen nach dem neuen § 26 
Abs. 2 bestimmte Teile des Betriebsvermögens, die 
aus rein steuerlichen Gründen bei der Einheits- 
bewertung nicht oder nur ungenügend berücksichtigt 
sind, zum Einheitswert hinzugerechnet werden. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt, daß sich der Geschäftswert 
nach dem Wert des Betriebsvermögens richtet. Diese 
Änderung gegenüber dem geltenden Absatz 2, nach 
dem sich der Geschäftswert nach dem Einheitswert 
des Betriebsvermögens richtet, ist erforderlich, weil 
der Geschäftswert nach den neu eingefügten Sätzen 3 
und 4 sich nicht mehr ausschließlich nach dem Ein- 
heitswert richten soll. 

Nach Satz 2 ist bei der Bewertung des Betriebs- 
vermögens der letzte Einheitswert maßgebend, der 
zur Zeit der Fälligkeit der Gebühr bereits festgestellt 
ist. Dies entspricht der Regelung in § 19 Abs. 2 Satz 1 
des Entwurfs; auf die Begründung zu § 19 Abs. 2 
Satz 1 wird Bezug genommen. 

Im übrigen entspricht der neue § 26 Abs. 2 Satz 2 
inhaltlich dem geltenden § 26 Abs. 2 KostO. Die Be- 
stimmung wird durch die nachfolgenden Sätze 3 
und 4 eingeschränkt. 

Satz 3 bestimmt, daß Grundstücke, die zum Betriebs- 
vermögen gehören, nach § 19 zu bewerten sind, wenn 
sich ausreichende Anhaltspunkte dafür ergeben, daß 
sie unter ihrem gemeinen Wert zur Einheitsbewer- 
tung angesetzt sind. Erforderlich ist, daß bestimmte 
konkrete Anhaltspunkte für bestimmte Grundstücke 
vorliegen. Das Registergericht braucht nicht ohne 
konkreten Anlaß die Grundbücher und Grundakten 
zu sämtlichen zum Betriebsvermögen gehörenden 
Grundstücken auf Anhaltspunkte für einen höheren 
Wert zu überprüfen. Bei Aktiengesellschaften wird 
jedoch berücksichtigt werden können, mit welchem 
Wert der Grundbesitz in der nach § 177 des Aktien- 
gesetzes zum Handelsregister eingereichten und in 
den Gesellschaftsblättern veröffentlichten Jahres- 
bilanz eingesetzt ist. übersteigt der nach § 19 fest- 
gestellte Wert des Grundbesitzes seinen Einheits- 
wert, mit dem er nach § 99 BewG zur Einheits- 
bewertung angesetzt ist, so ist der Differenzbetrag 
zu dem Betriebseinheitswert hinzuzuzählen. 

Nach Satz 4 sind Beteiligungen an einer inländischen 
Kapitalgesellschaft, die bei der Einheitsbewertung 
nicht mitgerechnet sind, zur Ermittlung des Ge- 
schäftswertes dem Einheitswert hinzuzurechnen. 
Nach § 102 BewG ist eine Beteiligung von minde- 
stens einem Viertel des Grund- oder Stammkapitals 
einer inländischen Kapitalgesellschaft oder des Ver- 
mögens einer bergrechtlichen Gewerkschaft nicht 
zum Betriebsvermögen des beteiligten Unternehmens 
zu rechnen. Da dies rein steuerliche Gründe hat, be- 
steht kein Anlaß, auch für den Geschäftswert die Be- 
teiligung an einem anderen Unternehmen unberück- 
sichtigt zu lassen. Eine Beteiligung ist nach § 11 
BewG zu bewerten. 

Nicht vorgesehen ist in diesem Entwurf, daß die nach 
§ 103 Abs. 1 BewG abzuziehenden Schulden dem 
Einheitswert hinzugerechnet werden, weil der wahre 
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Wert des Betriebsvermögens sich aus der Summe 
der Vermögenswerte abzüglich der Schulden ergibt. 
Aus dem gleichen Grund sind auch die nach § 103 
Abs. 2 BewG abzuziehenden versicherungstechni- 
schen Rückstellungen zum Einheitswert nicht hinzu- 
zurechnen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe b 

In Absatz 3 ist gegenüber dem geltenden Recht das 
Wort „Einheitswert(e)" jeweils durch die Worte 
„Wert" (Satz 1) oder „Betriebsvermögenswerte" 
(Satz 2) ersetzt. Der Wert des Betriebsvermögens 
bestimmt sich nach Absatz 2. Im übrigen ist Absatz 3, 
unverändert. 

Zu Nummer 3 Buchstabe c 

Durch die Änderung des Absatzes 6 Satz 1 wird die 
Auskunftspflicht des Finanzamtes um die Erteilung 
einer Abschrift des Einheitswertbescheides erwei- 
tert. Infolge der neuen Fassung des Absatzes 2 wird 
häufig der Einheitswert allein zur Bestimmung des 
Geschäftswertes nicht ausreichen r sondern Kenntnis 
des Einheitswertbescheides, aus dem sich der Wert 
der Schachtelbeteiligungen und der Einheitswert der 
Betriebsgrundstücke ergibt, erforderlich sein. Das 
Registergericht oder der Notar muß daher die Mög- 
lichkeit haben, das Finanzamt, selbst wenn der Ein- 
heitswert nachgewiesen ist, um Erteilung einer Ab- 
schrift des Einheitswertbescheides zu ersuchen. 

Zu Nummer 3 Buchstabe d 

Durch die Ergänzung des Absatzes 8 Satz 1 wird 
klargestellt, daß bei einer Anmeldung oder Ein- 
tragung, die eine Zweigniederlassung betrifft, der 
Geschäftswert niedriger festzusetzen ist als bei einer 
Anmeldung oder Eintragung, die das ganze Unter- 
nehmen betrifft. Danach ist der Wert, der sich nach 
§ 26 Abs. 1 bis 4 KostO für eine gleiche oder ent- 
sprechende das Unternehmen als Ganzes betreffende 
Anmeldung oder Eintragung ergeben würde, der Be- 
deutung der Zweigniederlassung im Verhältnis zum 
ganzen Unternehmen entsprechend zu ermäßigen 
(ebenso schon aufgrund des geltenden Rechtes: OLG 
Hamm, Rpfleger 1962, 288; 1964, 278; Rohs-Wedewer, 
Kostenordnung, 1967, Anmerkung VI a zu § 26; aA: 
BayObLG, Rpfleger 1961, 167; Wenz, Rpfleger 1962 r 
201; Korintenberg-Wenz-Ackermann, Kostenord- 
nung, 6. Auflage, Anmerkung VII 1 zu § 26, Fuß- 
note 8 zu § 79). 

Zu Nummer 3 Buchstabe e 

Durch die Änderung des § 26 Abs. 9 Satz 1 wird die 
Bestimmung auf die Eintragung einer Kommandit- 
gesellschaft erstreckt, weil für die Eintragung in das 
Handelsregister ein anderer Geschäftswert als für 
die Anmeldung zum Handelsregister sachlich nicht 
gerechtfertigt ist. 

Satz 2 bleibt unverändert. 

Satz 3 stellt klar, daß bei einem Kommanditisten- 
wechsel im Wege der Gesamt- oder Sonderrechts- 
nachfolge nicht der Einheitswert des Betriebsvermö- 
gens, sondern die Kommanditeinlage maßgebend 


sein soll. Aufgrund des geltenden Rechtes wird in 
der Rechtsprechung und im Schrifttum überwiegend 
die Ansicht vertreten, bei der Eintragung eines Kom- 
manditistenwechsels handele es sich um eine Ein- 
tragung ohne einen bestimmten Geldbetrag, so daß 
sich der Geschäftswert nach dem letzten Einheitswert 
des Betriebsvermögens der Kommanditgesellschaft 
bestimme (OLG Neustadt, KostRspr., KostO § 26 
Nr. 1 und Nr. 4 = Rpfleger 1961, 25 und 370; OLG 
Hamm, KostRspr., KostO § 26 Nr. 3 = Rpfleger 1961, 
27; Rpfleger 1966, 274 = JVB1. 1966, 90; OLG Düssel- 
dorf, KostRspr., KostO § 26 Nr. 14 = Rpfleger 1962, 
109; Lauterbach, Kostengesetze, 15. Aufl., Anmer- 
kung 4 B zu § 26 KostO; Rohs-Wedewer, Kostenord- 
nung, 2. Aufl., Anmerkung II b 8 zu § 26; Rohs, 
Rpfleger 1959, 345 ff. und Rpfleger 1961, 347 ff.). 
Demgegenüber wird von einer Minderheit die An- 
sicht vertreten, es handele sich um eine Eintragung 
mit bestimmtem Geldbetrag, weshalb sich der Ge- 
schäftswert nach dem einfachen oder doppelten Be- 
trag der Kommanditeinlage richte (für den doppelten 
Betrag: LG Hamburg, MDR 1958, 499; OLG Ham- 
burg, KostRspr., KostO § 26 Nr. 7 == Rpfleger 1961, 
369; OLG Bremen, KostRspr., KostO § 26 Nr. 41; 
für den einfachen Betrag: AG München, KostRspr., 
KostO § 26 Nr. 13; OLG Köln, KostRspr., KostO 
§ 26 Nr. 15 OLG Hamburg, Rpfleger 1967, 88; Korin- 
tenberg-Wenz-Ackermann, Kostenordnung, 6. Auf- 
lage, Fn. 14; Ackermann, JVB1. 1965, 123; Lappe, 
KostRspr., KostO § 26 Nr. 7). In Satz 3 wird nun- 
mehr ausdrücklich bestimmt, daß sich der Geschäfts- 
wert nach der einfachen Einlage des Kommanditisten 
bestimmt. Damit wird der Geschäftswert bei einem 
Kommanditistenwechsel nach dem gleichen Grund- 
satz bestimmt wie bei einem Neueintritt eines 
Kommanditisten. Durch diese Regelung wird auch 
ein unbilliges Ergebnis bei ungewöhnlichen Ver- 
hältnissen zwischen Kommanditeinlage und Be- 
triebsvermögenswert vermieden. 

Satz 4 regelt die Umwandlung der Beteiligung eines 
persönlich haftenden Gesellschafters in die eines 
Kommanditisten — etwa nach §§ 139, 161 Abs. 2 
HGB — und umgekehrt. Im geltenden Recht wird 
darin nach wohl überwiegender Auffassung (OLG 
Neustadt, Rpfleger 1961, 370; 1963, 36; OLG Celle, 
JVB1. 1967, 165; Korintenberg-Wenz-Ackermann, a. 
a. O., Anmerkung IV 2 zu § 26; Rohs-Wedewer, a. a. 
O., Anmerkung II b 8 zu § 26) eine Eintragung ohne 
bestimmten Geldbetrag gesehen, so daß sich der 
Geschäftswert nach § 26 Abs. 3 KostO bestimmt. 
Nach dem Entwurf soll nunmehr in § 26 Abs. 9 
Satz 4 bestimmt werden, daß sich der Geschäftswert 
nach der Höhe der einfachen Kommanditeinlage 
richtet (so schon jetzt BayObLG, Rpfleger 1967, 57). 
Wird der bisherige Kommanditist als persönlich 
haftender Gesellschafter eingetragen, so ist die zu 
löschende Einlage maßgeblich; wird hingegen der 
bisher persönlich haftende Gesellschafter als Kom- 
manditist eingetragen, so ist die einzutragende Ein- 
lage maßgeblich. 

Zu Nummer 4 

Der neue § 31 a bestimmt, daß der Notar bei der 
Einreichung eines Antrags verpflichtet ist, dem Ge- 
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rieht Umstände und Anhaltspunkte mitzuteilen, die 
bei seiner Kostenberechnung gemäß § 19 Abs. 2, 
§ 26 Abs. 2 KostO (Nummer 1 und 3 Buchstabe a 
des Entwurfs) zu einem Abweichen des Geschäfts- 
wertes oder des Betriebsvermögenwertes vom Ein- 
heitswert geführt hat. Damit soll verhindert werden, 
daß das Gericht aus Unkenntnis bestimmter, dem 
Notar bekannter Umstände einen anderen Geschäfts- 
wert für die Eintragung zugrunde legt als der Notar 
für die Anmeldung oder Beurkundung. 

Nach Satz 1 hat der Notar das Gericht von sich aus 
zu unterrichten, wenn er den Antrag bei Gericht, ins- 
besondere beim Grundbuchamt, beim Registergericht 
oder beim Nachlaßgericht, oder die Anmeldung zum 
Handelsregister selbst einreicht. Ob er als Bote 
oder Vertreter des Antragstellers auftritt, ist dabei 
unerheblich. 

Nach Satz 2 hat der Notar auf Verlangen Auskunft 
zu erteilen, wenn er den Antrag oder die Anmeldung 
zwar nicht selbst einreicht, jedoch die beim Gericht 
eingereichte Erklärung beurkundet oder beglaubigt 
hat. 

Zu Nummer 5 Buchstabe a 

§ 79 Abs. 1 KostO bestimmt, daß für Eintragungen 
in das Handelsregister eine volle Gebühr zu erheben 
ist, wenn ein bestimmter Geldbetrag in das Register 
einzutragen ist, das doppelte einer vollen Gebühr, 
wenn kein bestimmter Geldbetrag einzutragen ist. 
Diese Regelung beruht auf der Überlegung, daß der 
Geschäftswert, soweit nicht ein bestimmter Geld- 
betrag einzutragen ist, sich zwar nach dem Wert des 
Betriebsvermögens richtet (§ 26 Abs. 2 KostO), 
nach § 26 Abs. 3 KostO jedoch erheblich geringer ist. 
Dem Sinn dieser Regelung entsprecht es, daß auch in 
den Fällen des § 26 Abs. 9 in der Fassung des Ent- 
wurfs, in denen sich der Geschäftswert nach der 
Kommanditeinlage richtet, nur eine volle Gebühr 
erhoben wird. Da es nach der bisherigen Rechtspre- 
chung in einem Teil dieser Fälle zweifelhaft ist, ob 
es sich um Eintragungen eines bestimmten Geldbe- 
trages handelt, stellt der neue Satz 4 klar, daß nur 
eine volle Gebühr erhoben wird, wenn sich der Ge- 
schäftswert nach der Kommanditeinlage richtet. 


Die Regelung des Satzes 4 gilt grundsätzlich auch 
für die Ersteintragung einer Kommanditgesellschaft. 
Sie würde jedoch dann zu einer unangemessenen 
niedrigen Gebühr führen, wenn die Kommanditein- 
lage nur wenig höher als der nach § 26 Abs. 9 Satz 1 
bestimmte Wert ist. Der neue Satz 5 des § 79 Abs. 1 
bestimmt daher, daß die Gebühr für die Ersteintra- 
gung einer Kommanditgesellschaft mindestens das 
Doppelte der Gebühr betragen muß, die sich aus dem 
nach § 26 Abs. 9 Satz 1 bestimmten Wert ergibt. Im 
Ergebnis wird danach für die Ersteintragung einer 
Kommanditgesellschaft die Gebühr nur dann aus 
dem Wert der Kommanditeinlage erhoben, wenn sie 
höher ist als die doppelte Gebühr aus dem nach § 26 
Abs. 9 Satz 1 bestimmten Wert. 

Zu Nummer 5 Buchstabe b 

Nach dem in § 79 Abs. 2 neu angefügten Satz 2 wird 
die Gebühr für die Eintragung eines Kommanditi- 
stenwechsels sowie für die Eintragung eines bisher 
persönlich haftenden Gesellschafters als Kommandi- 
tisten oder eines bisherigen Kommanditisten als per- 
sönlich haftender Gesellschafter (§ 26 Abs. 9 Sätze 3, 
4 — - Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe e des Entwurfs) auf 
höchstens 1200 DM begrenzt. Diese Höchstgrenze ist 
berechtigt, weil durch einen Kommanditistenwechsel 
oder eine Beteiligungsumwandlung gemäß § 26 
Abs. 9 Satz 4 der Vermögensbestand der Komman- 
ditgesellschaft in der Regel nicht verändert wird. 

Artikel 2 

Artikel 2 enthalt die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Artikel 3 bestimmt, daß das Gesetz an einem noch 
näher zu bestimmenden Tag nach seiner Veröffent- 
lichung in Kraft treten soll. Als Zeitpunkt des In- 
krafttretens dürfte der Beginn eines Kalendermonats 
zu wählen sein. Ein gewisser zeitlicher Abstand zwi- 
schen der Verkündung des Gesetzes und seinem In- 
krafttreten (etwa 6 bis 8 Wochen) würde die Umstel- 
lung auf das neue Recht erleichtern. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch den Entwurf sollen Gesetze, die mit Zu- 
stimmung des Bundesrates geändert bzw. neu 
gefaßt worden sind (vgl. das Gesetz zur Ände- 
rung und Ergänzung kostenrechtlicher Vor- 
schriften vom 26. Juli 1957; Bundesgesetzbl. I 
S. 861) förmlich geändert werden; das vorlie- 
gende Gesetz bedarf daher ebenfalls der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

II. Zu Artikel 1 Nr. 6 und 7 (neu): 

In Artikel 1 sind nach Nummer 5 die folgenden 
Nummern 6 und 7 einzufügen: 

,6. § 136 Abs. 3 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Schreibgebühr beträgt für die Seite, 
die 28 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben 
enthält, eine Deutsche Mark, auch wenn die 
Herstellung auf mechanischem Wege (ausge- 
nommen durch Ablichtung) stattgefunden 
hat. Jede angefangene Seite wird als voll 
gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registerblätter, Verzeich- 
nisse, Listen, Rechnungen, Zeichnungen und 
dgl. wird die Schreibgebühr nach dem Zeit- 
aufwand berechnet, der bei durchschnittlicher 
Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt 
wird. Sie beträgt für jede angefangene Vier- 
telstunde 1,20 Deutsche Mark. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung 
hergestellt, so werden für jede Seite ohne 
Rücksicht auf Zeilen- und Silbenzahl eine 
Deutsche Mark, bei größerem Format als 
DIN B 4 zwei Deutsche Mark erhoben." ' 

Begründung 

Mit Rücksicht darauf, daß die Unkosten für 
die Anfertigung von Schreibwerk seit dem 
Jahre 1957 sehr erheblich gestiegen sind, 
erscheint es notwendig, den Betrag der ge- 
richtlichen Schreibgebühren zu verdoppeln. 


Auch im Falle dieser Verdoppelung wird 
das Aufkommen an Schreibgebühren die Auf- 
wendungen der Justizverwaltung für die 
Herstellung von Schreibwerk nur knapp 
decken. 

,7. § 137 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Postgebühren für förmliche Zustellungen; 
dieselben Beträge werden auch für die 
förmliche Zustellung durch Justizbedien- 
stete erhoben." ' 

Begründung 

Es erscheint — auch im Interesse der Gleich- 
behandlung der Kostenschuldner — ange- 
zeigt, die Zustellung durch Justizbedienstete 
kostenrechtlich ebenso zu behandeln wie die 
Zustellung durch die Post. Gegenwärtig kön- 
nen bei der Zustellung durch Justizbedien- 
stete Auslagen nicht erhoben werden. 


III. Zu Artikel 2 und 3 (neu) 

Nach Artikel 1 sind die folgenden Artikel 2 und 
3 einzufügen: 

»Artikel 2 

Das Gerichtskostengesetz vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 861, 941), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Bundesge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte und anderer 
Gesetze vom 30. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 577), wird wie folgt geändert: 

1. § 91 Abs. 3 bis 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Schreibgebühr beträgt für die 
Seite, die 28 Zeilen von durchschnittlich 
15 Silben enthält, eine Deutsche Mark, auch 
wenn die Herstellung auf mechanischem 
Wege (ausgenommen durch Ablichtung) 
stattgefunden hat. Jede angefangene Seite 
wird als voll gerechnet. 

(4) Für Schriftstücke, die in fremder 
Sprache abgefaßt sind, wird die doppelte 
Schreibgebühr erhoben. 

(5) Für Schriftstücke in tabellarischer Form, 
Grundbuchblätter, Registrierblätter, Ver- 
zeichnisse, Listen, Rechnungen, Zeichnungen 
und dgl. wird die Schreibgebühr nach dem 
Zeitaufwand berechnet, der bei durchschnitt- 
licher Arbeitsleistung zur Herstellung be- 


9 



Drucksache V/2738 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


nötigt wird. Sie beträgt für jede angefangene 
Viertelstunde 1,20 Deutsche Mark. 

(6) Werden Abschriften durch Ablichtung 
' hergestellt, so werden für jede Seite ohne 
Rücksicht auf Zeilen- und Silbenzahl eine 
Deutsche Mark, bei größerem Format als 
DIN B 4 zwei Deutsche Mark erhoben." ' 

Begründung 

Mit Rücksicht darauf, daß die Unkosten für die 
Anfertigung von Schreibwerk seit dem Jahre 
1957 sehr erheblich gestiegen sind, erscheint es 
notwendig, den Betrag der gerichtlichen Schreib- 
gebühren zu verdoppeln. Auch im Falle dieser 
Verdoppelung wird das Aufkommen an Schreib- 
gebühren die Aufwendungen der Justizverwal- 
tung für die Herstellung von Schreibwerk nur 
knapp decken. 

,2. § 92 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Postgebühren für förmliche Zustellun- 
gen; dieselben Beträge werden auch für 
die förmliche Zustellung durch Justiz- 
bedienstete erhoben. " 1 

Begründung 

Es erscheint — auch im Interesse der Gleich- 
behandlung der Kostenschuldner — ange- 
zeigt, die Zustellung durch Justizbedienstete 
kostenrechtlich ebenso zu behandeln wie die 
Zustellung durch die Post. Gegenwärtig kön- 
nen bei der Zustellung durch Justizbedien- 
stete Auslagen nicht erhoben werden. 

,3. § 111 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Termin zur mündlichen Verhand- 
lung soll auf Grund der Klage erst nach 
Zahlung der Prozeßgebühr und der Aus- 
lagen für die förmliche Zustellung der 
Klage bestimmt werden," 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Uber Anträge auf Zwangsvoll- 
streckungshandlungen der in § 42 Abs. 1 
Nr. 2 bezeichneten Art soll erst nach 
Zahlung der Gebühr und der Auslagen 
für die förmliche Zustellung entschieden 
werden." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5; 
in Satz 1 werden die Worte „Die Absätze 
1 bis 3" durch die Worte „Die Absätze 
1 bis 4" ersetzt.' 

Begründung 

Nach der Neufassung von Absatz 1 Satz 1 
soll Termin zur mündlichen Verhandlung 


erst bestimmt werden, wenn nicht nur die 
Prozeßgebühr, sondern auch die Auslagen 
für die förmliche Zustellung bezahlt sind, wie 
dies jetzt bereits in den Fällen der Absätze 2 
und 3 (Erlaß eines Zahlungsbefehls und Be- 
stimmung des Termins zur Ableistung des 
Offenbarungseides) vorgesehen ist, um eine 
gesonderte Einziehung der Auslagen für die 
förmliche Zustellung, die einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand erfordert, zu vermei- 
den. 

Nach dem neu einzufügenden Absatz 4 sol- 
len bestimmte Zw^angsvollstreckungshand- 
lungen erst nach Zahlung der Gebühr und 
der Auslagen für eine förmliche Zustellung 
— sofern eine Zustellung von Amts wegen 
vorgeschrieben ist — vorgenommen werden. 
Die hier anfallenden Gebühren und Auslagen 
sind regelmäßig nur gering. Ihre Einziehung 
durch Kostenrechnung bedeutet einen unver- 
hältnismäßig kostspieligen Verwaltungsauf- 
wand. Es ist anzunehmen, daß sich die Recht- 
suchenden bald daran gewöhnen werden, dem 
Antrag auf die in Frage kommenden Zwangs- 
vollstreckungshandlungen die Gebühr und 
den Betrag der Zustellungsko'sten in Kosten- 
marken beizufügen, wie dies z. B. beim An- 
trag auf Erlaß des Zahlungsbefehls längst 
der Fall ist. Erfahrungsgemäß werden An- 
träge auf Erlaß von Pfändungs- und Über- 
weisungsbeschlüssen und die Vornahme von 
sonstigen Vollstreckungsmaßnahmen ganz 
überwiegend von Rechtsanwälten und Ver- 
fahrensvertretern gestellt, die mit den Wert- 
und Gebührenvorschriften sowie der Ver- 
wendung der Kostenmarken vertraut sind. 

, Artikel 3 

Die Verordnung über Kosten im Bereich der 
Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 357), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Bundesgebührenord- 
nung für Rechtsanwälte und anderer Gesetze 
vom 30. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 577), 
wird wie folgt geändert: 

§ 5 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für die Versendung von Akten durch die 
Post wird ein Auslagenpauschbetrag von 
fünf Deutsche Mark je Sendung erho- 
ben." ' 

Begründung 

§ 5 Abs. 3 in der geltenden Fassung ist seit dem 
1. Juni 1964 gegenstandslos, da seit diesem Zeit- 
punkt nach der Postordnung vom 16. Mai 1963 
(BGBl. I S. 341) gebührenpflichtige Dienstsachen 
nicht mehr zugelassen sind. 

Die Versendung von Akten im Verwaltungs- 
wege zum Zwecke der Einsichtnahme insbeson- 
dere durch Rechtsanwälte im Auftrag von Ver- 
sicherungsgesellschaften hat in der letzten Zeit 
einen erheblichen Umfang angenommen; sie be- 
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lastet die Justizverwaltung in starkem Maße 
mit Auslagen für Porto, Verpackung usw., ohne 
daß diese nach den geltenden Bestimmungen 
eingezogen werden können. Es erscheint ange- 
messen, für die bei der Aktenversendung ent- 
stehenden Auslagen, deren Berechnung im Ein- 
zelfall zu umständlich wäre, einen Auslagen- 
pauschbetrag von fünf Deutsche Mark vorzu- 
sehen. 

Die bisherigen Artikel 2 und 3 werden Arti- 
kel 4 und 5. 


IV. Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften 
des Justizkostenrechts" 

Begründung 
Folgeänderung aus III oben. 


Drucksache V/2738 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu I 

Der Auffassung des Bundesrates, das Gesetz bedürfe 
seiner Zustimmung, weil Bestimmungen eines mit 
Zustimmung des Bundesrates beschlossenen Gesetzes 
geändert werden, kann nicht gefolgt werden. Nach 
ständiger Auffassung der Bundesregierung ist ein 
Änderungsgesetz nur dann zustimmungsbedürftig, 
wenn es selbst einen zustimmungsbedürftigen Inhalt 
hat oder wenn es solche Vorschriften ändert, die die 
Zustimmungsbedürftigkeit des geänderten Gesetzes 
begründet hatten oder mit solchen Vorschriften in 
einem untrennbaren Zusammenhang stehen. 


Zu II bis IV 

Gegen die vom Bundesrat vorgeschlagene Auswei- 
tung des Entwurfs bestehen unter wirtschafts- und 
finanzpolitischen Gesichtspunkten Bedenken. 

Die Bundesregierung hatte sich bereits mit der Vor- 
bereitung eines umfassenden Entwurfs zur Ände- 
rung kostenrechtlicher Vorschriften befaßt. Dabei 
waren Änderungen mehrerer Justizkostengesetze 
vorgesehen, die in ihren Auswirkungen aufeinander 
abgestimmt waren. Vorgesehen waren u. a. auch 


Maßnahmen der Art, wie sie jetzt der Bundesrat 
vorschlägt. 

Wegen der danach eingetretenen Veränderungen 
der wirtschaftlichen Lage hat die Bundesregierung 
jedoch zunächst davon abgesehen, den umfassenden 
Gesetzentwurf weiter zu betreiben. Die Bundes- 
regierung muß besonderen Wert darauf legen, daß 
Preissteigerungen vermieden werden; dies gilt na- 
mentlich in der Zeit der Umstellung des Umsatz- 
steuersystems. Aus diesen Gründen sollten gerade 
staatlich festgesetzte Kosten jetzt nicht erhöht oder 
zusätzlich eingeführt werden. 

Der Bundesrat schlägt nur einzelne Maßnahmen für 
einen Teilbereich der Justizkostengesetze vor. Diese 
Maßnahmen würden sich zwar unter wirtschafts- 
und finanzpolitischen Gesichtspunkten geringer aus- 
wirken, als wenn die von der Bundesregierung vor- 
bereiteten weitergehenden Änderungen der Justiz- 
kostengesetze Gesetzeskraft erlangen würden. Die 
Bundesregierung hält es aber nicht für sachgerecht, 
Maßnahmen für einen Teilbereich vorzusehen, wäh- 
rend für Erhöhungen von Kosten in anderen Teil- 
bereichen die gleichen oder ähnliche Gründe geltend 
gemacht werden könnten. Eine Vorwegnahme der 
vom Bundesrat vorgeschlagenen Maßnahmen kann 
auch nicht damit gerechtfertigt werden, daß es sich 
um Auslagen und nicht um Gebühren handelt. Denn 
auch Gebühren sind dazu bestimmt, den entstehen- 
den Aufwand abzudecken. 
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